DER HAUPT- UND VERGABEAUSSCHUSS	Ellrich, den 23.11.2018
DER STADT ELLRICH
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Vorlage zum  Beschluss-Nr.      T 098-14/19                     

Vorlage wurde ohne/ mit................. Änderungen am ............................... zum Beschluss erhoben

Vorlage wurde am ......................... abgelehnt; Vorlage wurde am  ...................... zurückgezogen


	
1. Bezeichnung des Beschlusses

	
Zustimmung zur Aussetzung der Vollziehung von Straßenausbaubeitragsbescheiden

	
2. Beschlusstext:



	Der Haupt- und Vergabeausschuss ermächtigt den Bürgermeister zur Aussetzung der Vollziehung von Straßenausbaubeiträgen unabhängig der Höhe der Beträge entgegen des §19 Abs. 2 (a) der Hauptsatzung befristet bis zum 30.06.2019.

	
3. Einreicher

	
Der Bürgermeister

	
4. Begründung der Zuständigkeit des Hauptausschusses (Aufgrund welcher gesetzlichen Bestimmung wurde die Beschlussvorlage erarbeitet?)

	
ThürKO vom 28.01.2003  in der jeweils gültigen Fassung 


	
5. Welche Beschlüsse müssen aufgrund der
o. g. Beschlussvorlage aufgehoben bzw. 
ergänzt werden?

	

Keine

	
6. a) Mit welchem Personenkreis wurde die
 Beschlussvorlage beraten?
      b) mit wem soll sie beraten werden?

	



	
7. Welche absehbaren finanziellen Auswirkungen hat die Beschlussvorlage?

	
Die Aussetzung erfolgt zinsfrei. Die Zahlungen der ausgesetzten Beiträge werden binnen einen Monats nach rechtskräftiger Änderung des KAG fällig.

	
8. Veröffentlichung des Beschlusses?

	
Ja

	
9. Verteiler

	
Alle Ausschussmitglieder, Ortsteilbürgermeister



Abstimmungsergebnis

Gesetzliche Anzahl Ausschussmitglieder:	6 + 1	Ja-Stimmen: 	…….
davon anwesend:	…….	Nein-Stimmen:	…….
		Enthaltungen:	…….

Folgende Mitglieder waren nach § 38 ThürKO von der Beratung und Beschlussfassung ausgeschlossen: 
-keine-

Der Beschluss wurde somit angenommen/abgelehnt.




Henry Pasenow
Bürgermeister




[bookmark: _GoBack]Begründung zum Beschluss Nr.: T 098-14/19                     




Beschlusstext:

Der Haupt- und Vergabeausschuss ermächtigt den Bürgermeister zur Aussetzung der Vollziehung von Straßenausbaubeiträgen unabhängig der Höhe der Beträge entgegen des §19 Abs. 2 (a) der Hauptsatzung befristet bis zum 30.06.2019.


Begründung:

Die Thüringer Landesregierung plant Änderungen im Kommunalabgabengesetz hinsichtlich der Anliegerbeiträge. Die im vergangen Jahr in Kraft getretene Regelung zur Möglichkeit, auf die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen als Kommune zu verzichten, wenn die finanzielle Lage dies erlaubt, lässt verfassungsrechtlich erhebliche Bedenken zu. Es ist nicht geregelt, welche finanziellen Voraussetzungen zum Beitragsverzicht durch die Kommunen ermächtigen. Zudem wird momentan der Ersatz der Anliegerbeiträge durch Landesmittel diskutiert und ist bereits vom Kabinett beschlossen. Aus diesen Gründen bestehen erhebliche rechtliche Bedenken am aktuellen Kommunalabgabegesetz als Grundlage der Beitragsbescheiderhebung. Um mögliche finanzielle Schäden von der Stadt abzuwenden, wurden unter Verweis auf das momentan gültige Kommunalabgabengesetz die Beitragsbescheide erstellt. Jedoch soll entgegen § 361 der Abgabenordnung  auf Antrag der Anlieger der Aussetzung der Vollziehung zunächst befristet bis zum 30.06.2019 stattgegeben werden.




Henry Pasenow
Bürgermeister
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